
REPUBLIK öSTER.REICH 
Der Bund(~sminisi.l?r für Verkehr 

n.... 73.2 der Bdlageu zu den St~llngrnphfschcn Protokollen ------- --------
Pr.Zl. 5906/1-1-1980 

ANFRAGEBEANTWORTUNG 
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Ihre Anfrage erlaube ich mir, wie folgt zu beantworten: 

Zu 1 
Im ländlichen Raum Niederösterreichs war seitens der Post- und 
Telegraphenverwaltung zu keiner Zeit ein Telefonausbau-Stop vorge­
sehen. 

Gerade in letzter Zeit erfolgten vielmehr weitere Verbesserungen 
fUr den Telefonausbau im ländlichen Raum. So werden u.a. seit 

Herbst 1979 die AusmUndung~n der verlegten Kabel von der Post- und 
Telegraphenverwaltung möglichst weit an die einzelnen Gehöft­
gruppen herangebracht. 

Zu 2 

.Im Jahre 1979 wurden bundesweit insgesamt 50627 Mio S und im land 
Niederösterreich 1.154 Mio S fUr den Ausbau des Telefonnetzes 
aufgewendet9 
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Auf Grund der 1979 im gesamten Bundesgebiet aufgewendeten Investi­
tionsmittel konnten bundesweit erstmals mehr als 200.000 (und zwar 
200.209) TelefonanschlUsse hergestellt werden, davon in Nieder­
österreich 44.398. 

Daraus ergibt sich, daß die Post- und Telegraphenverwaltung pro An­
schluß bundesweit durchschnittlich 28.106 S und in Niederöster­
reich durchschnittlich 25.992 S allein an Investitionsmitteln 
aufwendete. Die Gesamtkosten der Post- und Telegraphenverwaltung 
fUr die Herstellung eines Telefonanschlusses können im Bundesdurch­
schnitt mit rund 35.000,-- S, im ländlichen Raum mit bis zu 
70.000,-- S beziffert werden. 

FUr die Hers~el1ung der 200.209 neuen TelefonanschlUsse wurden tm 
Jahre 1979 insgesamt im Bundesgebiet 377,93 Mio S an Beiträgen 
eingehoben. Die vom Anschlußwerbe~ zu zahlende Herstel1ungsgebUhr 
betrug somit im Durchschnitt 1.888,-- S. Da die eingezahlten Her­
stellungsgebUhren auf Grund der Organisationsstruktur der Post­
und Telegraphenverwaltung nur nach Direktionsbereichen, die 
m~hrere Bundesländer umfassen, registriert werden, liegt die 
genaue AOfschlUsselung der HerstellungsgebUhren je Bundesland 
allerdings nicht vor. Der Durchschnittswert fUr NiederHsterreich" 
liegt aber kaum Uber dem Bundesdurchschnitt. 

Zu 6 

Für den Telefonausbau stellten Wien im Jahre 1971 68,66 Mio Sund 
im Jahre 1972 13,33 Mio $, OberHsterreich im Jahre 1972 33,3 Mio S 

und in den Jahren 1974 und 1975 jeweils 25 Mio .S, Vorarlberg im 
Jahre 1972 14 Mio $, Tirol im Jahre 1972 20 Mio S, Steiermark im 
Jahre 1973 33,3 Mic S und im Jahre 1975 11,1 MioS sowie Nieder­
österreich im Jahre 1972 65 Mio S und in den Jahren 1976 und 1977 
jeweils 50 Mio S an Vorfinanzierungskrediten zur VerfUgung, wobei 
die Bundesländer jeweils nur einen Teil der Zinslast selbst Uber­
nahmen. Diese Mittel setzte die Post- und Telegraphenverwaltung 
für die Herstell~ng zusätilicher TeilnehmeranschlUsse bei Ortsnetz­
ausbauten ein. Hiezu ist aber festzustenen, daß der Bund die von 
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Länderseite gew~hrten Kredite samt den von den Ländern nicht Uber­
nommenen Zinsen nicht nur zurUckzuzahlen hat,. sondern selbst jähr­
lich den weitaus Uberwiegenden Teil der Investitionsmittel für den 
Ausbau des Telefonnetzes aufbringt, allein im Jahre 1979 waren 
dies 5.627 Mio S, also ein Vielfaches der von Länderse1te im ver­
gangenen Jahrzehnt aufgebrachten Mittelo 

Von Länderseite werden einzelnen Anschlußwerbern oder Telefon­
anschlußgemeinschaften unmittelbar Förderungsmittel zur Verfügung 
gestellt, deren Festlegung und Verteilung ausschließlich von den 
Ländern vorgenommen wird. Nach vorliegenden Informationen stellte 
das Land Niederösterreich für diesen Zweck im Jahre 1979 rund 
18 Mio S zur VerfUgung, womit ZuschUsse zu der dem Anschlußwerber 
verrechneten Herstel1ungsgebUhr gewährt wurdeno Ober eine Milli­
ardeSchilling Investionstionsmittel brachte dagegen der Bund 
allein fUr den Telefonausbau in Niederösterreich im Jahr 1979 aufo 
Die vom Anschlußwerber zu zahlende HerstellungsgebUhrinklusive 
des vom Land allenfalls gewährten Zuschusses beträgt daher nur 
einen Bruchteil der Herstellungskosten. Diese vereinten Bemühungen 
und Beiträge begUnstigen zweifellos den forcierten Ausbau der Fern­
meldeeinrichtungen auch in Niederösterreich. Bei der Würdigung der 
Leistungen sollte aber der Blick für die Größenordnungen und damit 
fUr die Schwerpunkte des finanziellen und personellen Einsatzes 
der Post- und Telegraphenverwaltung nicht verloren gehen. 

Wien~ 1980 02 25 
Der Bundesminister 
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